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Der Länderfinanzausgleich nach dem
Urteil des Bundesverfassungsgerichts
Ende 1999 formulierte das Bundesverfassungsgericht in einem Urteil wichtige
Anforderungen an das Länderfinanzausgleichssystem. Welche Konsequenzen ergeben
sich hieraus für eine Reform des Länderfinanzausgleichs? Professor Fritz Söllner
macht vor diesem Hintergrund einen Reformvorschlag.
D
as gegenwärtige System des Länderfinanzaus-
gleichs in Deutschland ist zwischen Bund und
Ländern einerseits und zwischen „reichen" und „ar-
men" Ländern andererseits heftig umstritten. Einen
vorläufigen Höhepunkt hat die Auseinandersetzung
mit der Klage der Bundesländer Baden-Württemberg,
Bayern und Hessen gegen den Länderfinanzausgleich
vor dem Bundesverfassungsgericht erreicht. Das nun-
mehr ergangene Urteil formuliert wichtige Anforderun-
gen an das Finanzausgleichssystem und stellt des-
halb die rechtliche Grundlage dar, von der jede
Reform ausgehen muß. Im folgenden soll vor dem
Hintergrund des Bundesverfassungsgerichtsurteils
ein Reformvorschlag unterbreitet werden; auf den ge-
genwärtigen Länderfinanzausgleich und seine Proble-
me soll an dieser Stelle nicht näher eingegangen wer-
den
1.
Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts
In dem Verfahren über die Anträge der Länder Ba-
den-Württemberg, Bayern und Hessen, die Verfas-
sungswidrigkeit des Finanzausgleichsgesetzes (FAG)
in wesentlichen Punkten festzustellen, entschied das
Bundesverfassungsgericht am 11.11.1999, daß das
gegenwärtige Finanzausgleichssystem noch bis Ende
2004 fortgeführt werden darf - allerdings nur dann,
wenn der Gesetzgeber bis Ende 2002 die für den
Länderfinanzausgleich „notwendigen verfassungs-
konkretisierenden und verfassungsergänzenden all-
gemeinen Maßstäbe" bestimmt
2.
Da das Grundgesetz keine „unmittelbar vollziehba-
ren Maßstäbe" für den Finanzausgleich enthält, muß
Prof. Dr. Fritz Söllner, 37, ist Leiter des Fach-
gebietes Finanzwissenschaft an der Techni-
schen Universität Ilmenau.
der Gesetzgeber „langfristig anwendbare Maßstäbe"
festlegen, von denen dann - im FAG - „die konkreten,
in Zahlen gefaßten Zuteilungs- und Ausgleichsfolgen"
abgeleitet werden können (Abs. 273). Dies gilt für alle
vom Bundesverfassungsgericht betrachteten Stufen
des Finanzausgleichs: die grundsätzliche Aufteilung
des Umsatzsteueraufkommens zwischen Bund und
Ländern, den Umsatzsteuervorwegausgleich, den
Länderfinanzausgleich i.e.S. und die Bundesergän-
zungszuweisungen (BEZ).
Auf die erste dieser Stufen soll hier nicht näher ein-
gegangen werden, da es dabei nicht um den Länder-
finanzausgleich, sondern den primären Finanzaus-
gleich geht. Was den Umsatzsteuervorwegausgleich
angeht, so beläßt es das Bundesverfassungsgericht
(Abs. 290) dabei festzustellen, daß der Gesetzgeber
laut Art. 107 I GG einen solchen vorsehen kann. Für
die anderen Stufen leitet das Bundesverfassungs-
gericht aus der Finanzverfassung des Gründgesetzes
folgende Vorgaben für das Maßstäbegesetz ab.
1 Eine ausführliche Darstellung findet sich bei F. Söllner: Ein Weg
aus der Krise des deutschen Länderfinanzausgleichs, in: F. Söllner,
A. Wi If ert (Hrsg.): Die Zukunft des Sozial- und Steuerstaates, Hei-
delberg 2001. Vgl. auch: W. Ebert, S. Meyer: Die Anreizwirkun-
gen des Finanzausgleichs, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 79. Jg. (1999),
H. 2, S. 106 ff.; S. Homburg: Anreizwirkungen des deutschen
Finanzausgleichs, in: Finanzarchiv (1994), Bd. 51, S. 312 ff.; B.
Huber, K. Lichtblau: Konfiskatorischer Finanzausgleich ver-
langt eine Reform, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 78. Jg. (1998), H. 3, S.
142 ff.; R. Peffekoven: Reform des Finanzausgleichs - eine ver-
tane Chance, in: Finanzarchiv (1994), Bd. 51, S. 281 ff.; R. Peffe-
koven: Reform des Länderfinanzausgleichs tut not, in: WIRT-
SCHAFTSDIENST, 78. Jg. (1998), H. 2, S. 80 ff.
2 Bundesverfassungsgericht: Urteil zum Länderfinanzausgleich vom
11.11.1999, Karlsruhe 1999; bei den folgenden Zitaten aus dem
Urteil wird jeweils die Absatznummer der Urteilsbegründung ange-
führt. Zu diesem Urteil vgl. z.B. B. Huber, K. Lichtblau: Ein
neuer Finanzausgleich, Köln 2000, S. 14 ff.; R. Peffekoven: Das
Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Länderfinanzausgleich, in:
WIRTSCHAFTSDIENST, 79. Jg. (1999), H. 12, S. 709 ff.; W.
Renzsch: Das Urteil zum Finanzausgleich: Enge Fristensetzung,
in: WIRTSCHAFTSDIENST, 79. Jg. (1999), H. 12, S. 716 ff.
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Für den Länderfinanzausgleich i.e.S. wird gefordert,
daß er die „Finanzkraftunterschiede unter den Län-
dern verringern, aber nicht beseitigen" und lediglich
eine den Aufgaben der Länder entsprechende „hinrei-
chende Annäherung ihrer Finaiizkraft" herstellen soll;
insbesondere darf es nicht zu einer „Verkehrung der
Finanzkraftreihenfolge unter den Ländern" kommen
(Abs. 291 f.). Während zur Bestimmung der Finanz-
kraft grundsätzlich alle Finanzmittel der Länder (es sei
denn, sie sind nicht „ausgleichserheblich") heranzu-
ziehen sind, ist bei der Bemessung des Finanzbedarfs
vor allem auf die Einwohnerzahl abzustellen (Abs.
293-295).
Hinsichtlich der BEZ stellt das Bundesverfassungs-
gericht fest, daß der Bund bei Fehlbetrags-BEZ das
Nivellierungsverbot beachten muß und die Finanz-
kraftreihenfolge nicht ändern darf. Dies gilt nicht für
Sonderbedarfs-BEZ, die infolge „außergewöhnlicher
Gegebenheiten" gewährt werden können, aber ei-




Das auf diesen Vorgaben basierende Maßstäbege-
setz muß insbesondere auf folgende Bestimmungen
des aktuellen FAG eingehen, die aus der Sicht des
Bundesverfassungsgerichts problematisch sind: Was
die Ermittlung der Finanzkraft angeht, so ist diese zu-
nächst näher zu definieren. Etwaige Sonderbedarfe
dürfen dabei nicht berücksichtigt werden, es sei denn,
diese werden besonders gerechtfertigt. Eine solche
Rechtfertigung gibt es nicht für die gegenwärtige
Anerkennung der Seehafen lasten (Abs. 313 ff.). Über-
prüfungsbedürftig ist ferner die nur hälftige Berück-
sichtigung der Gemeindeeinnahmen (Abs. 316 ff.). Bei
der Ermittlung des Finanzbedarfs muß die Einwohner-
veredelung sowohl auf Landes- als auch auf Gemein-
deebene näher begründet werden (Abs. 319 ff.), wo-
bei sich etwaige Abweichungen von der Gleichge-
wichtung aller Einwohner „nach Maßgabe verläßlicher,
objektivierbarer Indikatoren als angemessen erwei-
sen" müssen (Abs. 319). Beim Ausgleichstarif selbst
vermißt das Bundesverfassungsgericht eine „Aus-
gleichskonzeption (...), die anhand einheitlicher
Maßstäbe die Angemessenheit des Ausgleichs
grundsätzlich systemimmanent sichert" (Abs. 324).
Die beim Länderfinanzausgleich erreichte Auffüllung
der Finanzkraft finanzschwacher Länder auf 95% der
durchschnittlichen Länderfinanzkraft wird vom
Bundesverfassungsgericht (Abs. 326) als „vertretbar"
bezeichnet, wohingegen die Garantieklauseln laut
§ 10 Ill-V FAG als widersprüchlich und systemfremd
verworfen werden (Abs. 327-328).
An den BEZ bemängelt das Bundesverfassungsge-
richt (Abs. 329 ff.) vor allem deren hohes Volumen,
das mit ihrem Zweck - nämlich „ergänzende Korrek-
turen zu ermöglichen" - prinzipiell unvereinbar ist und
nur infolge der Sonderbedarfs-BEZ zum Abbau der
teilungsbedingten Sonderbelastungen der neuen
Länder ausnahmsweise und vorübergehend gerecht-
fertigt werden kann. In Zukunft müssen für den Tatbe-
stand der „Leistungsschwäche", an den die Vergabe
von BEZ geknüpft ist, eigenständige Kriterien vorge-
geben werden; es darf also nicht - wie bisher bei den
Fehlbetrags-BEZ - lediglich am Ergebnis des Länder-
finanzausgleich i.e.S. angesetzt werden (Abs. 333).
Die Fehlbetrags-BEZ dürfen außerdem nicht dazu
führen, daß die Finanzkraft der Empfängerländer die
durchschnittliche Finanzkraft übersteigt oder die
Finanzkraftreihenfolge umgekehrt wird (Abs. 334).
Diese Anforderungen müssen Sonderbedarfs-BEZ
nicht immer erfüllen; es darf „zeitweise" zu Verände-
rungen der Finanzkraftreihenfolge kommen, und nur
„im Regelfall" darf die Finanzkraft der begünstigten
Länder die durchschnittliche Finanzkraft nicht über-
steigen (Abs. 335). Allerdings müssen diese BEZ ei-
nen Ausnahmecharakter haben und besonders be-
gründet werden. Diesen Anforderungen genügen die
Sonderbedarfs-BEZ zum Ausgleich überdurchschnitt-
lich hoher Kosten der politischen Führung nicht
(Abs. 336). Die Sonderbedarfs-BEZ für den Abbau tei-
lungsbedingter Sonderlasten, für Haushaltsnotlagen
und für bestimmte finanzschwache alte Bundesländer
werden dagegen vom Bundesverfassungsgericht
(Abs. 337 ff.) nicht beanstandet - im Fall der letztge-
nannten aber vor allem aufgrund ihres nur temporären
Charakters.
Insgesamt ist in vielen - wenngleich nicht allen -
Punkten eine deutliche Annäherung des Bundesver-
fassungsgerichts^an die Position der Finanzwissen-
schaft festzustellen: So werden die Einwohnerverede-
lung, die Berücksichtigung von Hafenlasten, die
hälftige Einbeziehung der Gemeindeeinnahmen, die
Fehlbetrags-BEZ und die Sonderbedarfs-BEZ für
überdurchschnittlich hohe Kosten der politischen
Führung in Frage gestellt; andererseits werden die
Sonderbedarfs-BEZ für Haushaltsnotlagen und die
sehr weitgehende Angleichung der Finanzkraft akzep-
tiert.
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Konsequenzen für den Länderfinanzausgleich
Welche Konsequenzen ergeben sich aus dem Urteil
des Bundesverfassungsgerichts für den Länder-
finanzausgleich? Wie könnte - und sollte - ein neuge-
stalteter Länderfinanzausgleich aussehen?
Die Analyse des Urteils zeigt, daß insbesondere fol-
gende Punkte beachtet werden müssen:
D Erstens ist die Einwohnerveredelung (sowohl auf
Länder- als auch auf Gemeindeebene) nicht länger
haltbar, da sich für dieselbe keine den hohen Anfor-
derungen des Bundesverfassungsgerichts genügen-
de Begründung finden lassen wird.
D Zweitens erscheint es fraglich, ob die Forderung
des Bundesverfassungsgerichts nach einer nachvoll-
ziehbaren Rechtfertigung für die nur hälftige Einbezie-
hung der Gemeindeeinnahmen erfüllt werden kann.
D Drittens wird sich die Beschränkung der Anerken-
nung von Sonderlasten auf die Seehäfen nicht länger
halten lassen: Entweder es werden auch andere
Mehrbedarfe anerkannt - was zu einem „Sonderbe-
darfswettlauf" führen würde - oder dieselben bleiben
generell außer acht.
D Viertens interpretiert das Bundesverfassungsge-
richt das Nivellierungsverbot wörtlich, da eine sehr
weitgehende Finanzkraftangleichung als „vertretbar"
angesehen wird. Daraus kann geschlossen werden,
daß allzu große Finanzkraftunterschiede nach dem
Länderfinanzausgleich i.e.S. mit der „Balance zwi-
schen Landesautonomie und bundesstaatlicher Soli-
dargemeinschaft" (Abs. 326) unvereinbar wären.
D Fünftens sind die Garantieklauseln laut § 10 Ill-V
FAG zu streichen.
D Sechstens ist die Gewährung von Fehlbetrags-BEZ
in Zukunft de facto ausgeschlossen: Es erscheint un-
möglich, einerseits für die Vergabe dieser BEZ eigen-
ständige, nicht am Ergebnis des Länderfinanzaus-
gleichs i.e.S. ansetzende Kriterien zu finden und
andererseits dafür Sorge zu tragen, daß die Fehl-
betrags-BEZ nicht zu Änderungen in der Reihenfolge
oder zu einer Nivellierung der Finanzkraft führen, die
ja die zentrale Größe eben dieses Länderfinanzaus-
gleichs i.e.S. ist. Hinzu kommt, daß das bisherige ho-
he Volumen der Fehlbetrags-BEZ nicht länger zulässig
ist.
D Siebtens sind die Sonderbedarfs-BEZ bei über-
durchschnittlich hohen Kosten der politischen Füh-
rung nicht länger haltbar - in keinem Fall in ihrer bis-
herigen Form, da eine nachvollziehbare Begründung
fehlt, vielleicht aber auch prinzipiell, da Sonderbe-
darfs-BEZ einen Ausnahmecharakter haben und inso-
fern zeitlich begrenzt sein müssen.
Neben diesen Restriktionen sollten bei einer
Reform des Länderfinanzausgleichs noch drei andere
Punkte berücksichtigt werden:
D Erstens erscheint es sinnvoll, den problematischen
Umsatzsteuervorwegausgleich, der ja kein verfas-
sungsrechtlich unverzichtbarer Bestandteil des Län-
derfinanzausgleichs ist, abzuschaffen.
D Zweitens sollte ein linearer Ausgleichstarif einge-
führt werden: Ein solcher würde wichtige ökonomi-
sche Anforderungen - wie z.B. das Monotoniegebot -
Gisela Färber
Probleme der regionalen Steuerverteilung
im bundesstaatlichen Finanzausgleich
Mehrere Bundesländer haben gegen das geltende Finanzausgleichsgesetz Klage vor dem
Bundesverfassungsgericht erhoben. Die Verfasserin prüft vor diesem Hintergrund zentrale Argumente der
Kläger aus finanzwissenschaftlicher Sicht. Daneben unterbreitet sie aber auch Anregungen für die ohnehin
notwendige Reform des bundesstaatlichen Finanzausgleichs.
2000, 208 S., brosch., 64-DM, 467- öS, 58- sFr, ISBN 3-7890-6897-7
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erfüllen, ohne irgendwelche Zusatzregelungen einen
Ausgleich zwischen den Leistungen für die begünstig-
ten und den Beiträgen der Zahlungspflichtigen Länder
herstellen und einfach, transparent und plausibel sein.
D Drittens ist es notwendig, für die den neuen Län-
dern zugute kommenden Sonderbedarfs-BEZ, die
2004 auslaufen, einen adäquaten Ersatz zu schaffen;
eine Verlängerung der anderen befristeten BEZ er-
übrigt sich dagegen.
Finanzmittel für die neuen Länder
Wie könnte ein solcher Ersatz zugunsten der neuen
Länder aussehen? Für einen befristeten Zeitraum,
nach dem die Finanzlage dieser Länder erneut zu
überprüfen ist, sollte ihnen pro Jahr eine bestimmte
Summe - aus politischen Gründen in der Größen-
ordnung der bisherigen BEZ von DM 14 Mrd. jährlich
- zur Verfügung gestellt werden. Diese sollte auf die
Länder nicht lediglich nach Maßgabe der Einwohner-
zahl, sondern auch unter Berücksichtigung ihrer
strukturellen Schwäche verteilt werden.
Als einfacher, plausibler und politisch akzeptabler
Indikator für Strukturschwäche bietet sich dabei die
jahresdurchschnittliche Arbeitslosenquote an. So
könnten die Sonderbedarfs-BEZ im Verhältnis des
Produktes von Einwohnerzahl und Arbeitslosenquote
auf die neuen Bundesländer aufgeteilt werden. Da-
durch würde gewährleistet, daß der finanzielle Zuge-
winn eines Landes z.B. bei einem Anstieg der Ein-
wohnerzahl proportional abhängt von der Höhe der
Arbeitslosenquote (und umgekehrt), was durchaus
sinnvoll erscheint. Dies ist bei anderen denkbaren
Modellen - wie etwa einer Aufteilung der für die neu-
en Länder vorgesehenen Summe in einem festen Ver-
hältnis (z.B. 50% zu 50%) nach Einwohnerzahl und
Arbeitslosenquote - nicht möglich.
Die vorgeschlagene Konstruktion ist nicht nur öko-
nomisch sinnvoll; sie sorgt auch für ein Mindestmaß
an Planungssicherheit (die jährliche Gesamtsumme
für die neuen Länder steht fest) und vermeidet nega-
tive Anreizeffekte (es wird nicht Bezug auf die Finanz-
kraft genommen; insoweit haben die Sonderbedarfs-
BEZ den Charakter von Pauschalzahlungen). Die
strengen Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts
werden ebenfalls erfüllt: Die Begründung für Sonder-
bedarfs-BEZ liegt im Fall der neuen Länder auf der
Hand; als Sonderbedarfs-BEZ dürfen die Zahlungen
zeitweise zu Veränderungen in der Finanzkraftreihen-
folge führen, was bei unserem Modell in der Tat nicht
ausgeschlossen werden kann; und die „Leistungs-
schwäche" wird unabhängig von der Finanzkraft be-
stimmt.
Ein Reformvorschlag
Insgesamt könnte ein reformierter Länderfinanz-
ausgleich wie folgt aussehen:
D Der Umsatzsteuervorwegausgleich entfällt; der
Länderanteil an der Umsatzsteuer wird nur nach Ein-
wohnern verteilt.
D Bei der Ermittlung der Finanzkraft werden die Län-
dersteuereinnahmen wie bisher, die Gemeindesteuer-
einnahmen zu 100% und Sonderbedarfe nicht mehr
berücksichtigt.
D Die Einwohnerveredelung auf Länder- und Gemein-
deebene entfällt.
D Es wird ein linearer Ausgleichstarif mit einem Aus-
gleichssatz von 75% eingeführt; alle Garantieklauseln
entfallen.
D Die Fehlbetrags-BEZ werden ersatzlos gestrichen.
D Die Sonderbedarfs-BEZ bei überdurchschnittlich
hohen Kosten der politischen Führung entfallen; die
Sonderbedarfs-BEZ für Haushaltsnotlagen und für
besonders belastete alte Bundesländer laufen plan-
mäßig 2004 aus.
D Nach Auslaufen der bisherigen Sonderbedarfs-
BEZ zum Abbau teilungsbedingter Sonderbelastun-
gen im Jahr 2004 werden den neuen Ländern (ein-
schließlich Berlin) für fünf Jahre 15 Mrd. DM pro„Jahr
vom Bund als Sonderbedarfs-BEZ gewährt; diese
Summe wird nach Maßgabe des Produktes aus
Einwohnerzahl und durchschnittlicher Arbeitslosen-
quote auf die Empfängerländer verteilt.
Welche finanziellen Konsequenzen hätte dieser Re-
formvorschlag für Bund und Länder? Tabelle 1 zeigt,
zu welchen Transfers es 1999 gekommen wäre, wenn
der Länderfinanzausgleich unserem Reformvorschlag
entsprochen hätte (und die 2004 auslaufenden Son-
derbedarfs-BEZ schon ausgelaufen wären). Dabei ist
die Finanzkraft pro Einwohner als tatsächliche Finanz-
kraft pro tatsächlichem Einwohner zu verstehen; es
werden also die Ländersteuereinnahmen und die voll-
ständigen Gemeindesteuereinnahmen (mit tatsächli-
chen Hebesätzen) berücksichtigt und es wird auf die
Einwohnerveredelung verzichtet.
Vorteile des reformierten Länderfinanzausgleichs
Der so reformierte Länderfinanzausgleich wäre dem
bisherigen System in mancherlei Hinsicht überlegen:
D Erstens werden die Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts erfüllt.
D Zweitens handelt es sich um ein einfaches, trans-
parentes und plausibles Verfahren.
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Tabelle 1






























































































































































1 Die tatsächliche durchschnittliche Finanzkraft pro Einwohner betrug DM 5294,80; vgl. Tabelle 2.
 2 Im Jahresdurchschnitt 1999 betrugen die
Arbeitslosenquoten 15,9% (Berlin), 17,4% (Brandenburg), 18,2% (Mecklenburg-Vorpommern), 17,2% (Sachsen), 20,3% (Sachsen-Anhalt) und
15,4% (Thüringen).
Quelle: Eigene Berechnungen nach Zahlen aus dem Bundesfinanzministerium und dem Statistischen Bundesamt.
D Drittens erfüllt der lineare 75%-Ausgleichstarif das
Monotoniegebot und sorgt (zumindest 1999) für eine
angemessene Finanzausstattung auch der ärmeren
Länder - welche alle ca. 90% (im Falle Berlins fast
100%) der durchschnittlichen Finanzkraft erreichen.
Die Kehrseite ist natürlich eine relativ hohe Grenzbe-
lastung. Aber diese ist mit 75% immerhin deutlich ge-
ringer als die Spitzenwerte (bis fast 100%) im alten
System; zudem dürfen die möglichen negativen An-
reizeffekte angesichts anderer, nicht-fiskalischer Ein-
flußfaktoren nicht überbewertet werden.
D Viertens werden die berechtigten Interessen der
neuen Länder angemessen berücksichtigt: Durch die
Sonderbedarfs-BEZ erreichen sie mindestens 105%
der durchschnittlichen Finanzkraft, womit sie auch
mittelfristig rechnen können. Zwar verlieren diese Zu-
schüsse - aufgrund ihrer absoluten Fixierung - im
Zeitablauf relativ an Gewicht, doch ist dies angesichts
der zu erwartenden Fortsetzung des Aufholprozesses
der neuen Länder durchaus gerechtfertigt.
D Fünftens wird das bisherige hohe Gewicht der BEZ
deutlich vermindert; diese haben am Gesamtaus-
gleichsvolumen von 43,75 Mrd. DM (Länderfinanz-
ausgleich i.e.S.: 28,75 Mrd. DM; Sonderbedarfs-BEZ
für neue Bundesländer: 15 Mrd. DM) einen Anteil von
noch 34,3%:
Gewinner und Verlierer
Für die Frage der politischen Durchsetzbarkeit un-
seres Reformvorschlags muß aber realistischerweise
davon ausgegangen werden, daß weniger dessen
Vorteile, sondern vielmehr das Verhältnis von Gewin-
nern zu Verlierern relevant ist
3. Hierzu sei auf Tabelle 2
verwiesen, in der für das Jahr 1999 der Reformvor-
schlag und die bisherige Regelung einander gegen-
übergestellt werden; was letztere angeht, so werden
die Sonderbedarfs-BEZ für Haushaltsnotlagen und für
besonders belastete alte Bundesländer vernachläs-
sigt, da diese bis zum Inkrafttreten einer Reform oh-
nehin auslaufen und aller Wahrscheinlichkeit nach
nicht verlängert werden.
In dieser Tabelle taucht der Hauptgewinner der Re-
form nicht auf: der Bund, welcher statt 22,034 Mrd.
DM (Fehlbetrags-BEZ, Sonderbedarfs-BEZ bei über-
durchschnittlich hohen Kosten der politischen
Führung und zum Abbau teilungsbedingter Sonderla-
sten) nur noch 15 Mrd. DM zu zahlen hat, also 31,9%
spart. Demgegenüber fallen die Gewinne und Verluste
der Länder in den meisten Fällen relativ bescheiden
aus. Die westlichen Flächenstaaten verlieren (z.B.
Nordrhein-Westfalen oder Saarland) oder gewinnen
3 Für eine politökonomische Analyse des 'Länderfinanzausgleichs
und dessen Reformierbarkeit vgl. T. Döring: Probleme des Länder-
finanzausgleichs aus institutionenökonomischer Sicht, in: Zeitschrift
















































































































































1 (Steuereinnahmen Land + Steuereinnahmen Gemeinden) -r Einwohner. Steuereinnahmen Land: Ländersteuern, Länderanteile an Gewerbe-
steuerumlage, Einkommen-, Körperschaft- und Umsatzsteuer (bei Umsatzsteuer zu 100% nach Einwohnern), Förderabgabe; kein Abzug von
Hafenlasten. Steuereinnahmen Gemeinde: Gewerbe- und Grundsteuer (Istaufkommen 1998), abzgl. Gewerbesteuerumlage, zzgl. Gemeinde-
anteile an Einkommen- und Umsatzsteuer.
 2 Umsatzsteuervorwegausgleich, Länderfinanzausgleich i.e.S., Fehlbetrags-BEZ, Sonderbedarfs-
BEZ für überdurchschnittlich hohe Kosten politischer Führung und zum Abbau teilungsbedingter Sonderlasten.
 3 Länderfinanzausgleich i.e.S.
und Sonderbedarfs-BEZ für neue Bundesländer; siehe Tabelle 1.
Quelle: Eigene Berechnungen nach Zahlen aus dem Bundesfinanzministerium und dem Statistischen Bundesamt.
(z.B. Baden-Württemberg oder Bayern) jeweils relativ
wenig: Die Verluste bzw. Gewinne bewegen sich zwi-
schen -1,6% und +2,5% der bisherigen Gesamtein-
nahmen (d.h. der Summe aus Ländersteuereinnah-
men, Gemeindesteuereinnahmen und Transfers nach
dem alten System).
Auch die östlichen Flächenstaaten können ihre Po-
sition weitgehend halten; leichte Gewinne (z.B. Sach-
sen-Anhalt mit 1,4%) stehen leichten Verlusten (z.B.
Thüringen mit -2,4%) gegenüber. Insgesamt kann
man diese fünf Länder allesamt zu den Reformgewin-
nern zählen, da sie bei jeder Reform mit einer (mehr
oder weniger starken) Einschränkung der bisherigen
Transferleistungen rechnen müssen und deshalb klei-
ne Verluste - relativ gesehen - für sie schon als Ge-
winne anzusehen sind.
Die Hauptverlierer der Reform sind die Stadtstaa-
ten: Ihre Einbußen an Finanzkraft reichen von 7,6%
(Bremen) über 19,8% (Berlin) bis zu 21,7% (Hamburg).
Dies ist vor allem die Konsequenz der Abschaffung
der Einwohnerveredelung, von der die Stadtstaaten
am meisten profitieren. Aber dieselben gehören trotz
ihrer Verluste mit einer tatsächlichen relativen Finanz-
kraft (nach Länderfinanzausgleich) von 103,4% (Bre-
men), 113,9% (Berlin) und 114,5% (Hamburg) zu den
finanzstarken Ländern. Eine (stärkere) Förderung ist
von daher nicht zu rechtfertigen - insoweit die Stadt-
staaten im alten System als „finanzschwach" einge-
stuft werden, ist dies auf verschiedene (letztlich un-
haltbare) Sonderregeln zurückzuführen: Berlin und
Bremen sind nicht wirklich „arm", sondern wurden
(und werden) „arm gerechnet". Auch können die fi-
nanziellen Einbußen, so schmerzlich diese im Einzel-
fall sein mögen, als Anreiz für eine Neugliederung des
Bundesgebietes dienen, welche vor allem im Fall der
Stadtstaaten ökonomisch angezeigt erscheint.
Wenn man die östlichen Flächenstaaten als Re-
formgewinner einstuft, stehen sich unter den Ländern
zehn Gewinner und sechs Verlierer gegenüber - wo-
bei nur von dreien der letzteren (nämlich den Stadt-
staaten) ernsthafte Opposition zu erwarten ist, denn
die Verluste der drei anderen Verlierer sind praktisch
wenig bedeutsam. Wenn man außerdem berücksich-
tigt, daß auch der Bund auf der Gewinnerseite steht,
erscheinen die Chancen für eine politische Durchset-
zung des Reformvorschlags keineswegs schlecht -
und diese Chancen könnten noch weiter erhöht wer-
den, wenn der Bund einen Teil seiner Entlastung in
Form einer Erhöhung des Länderanteils an der Um-
satzsteuer an die Länder weitergeben würde. '
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